
Zahlungsverpflichtung bei Onlinebuchung
EuGH-Urteil zur Formulierung des „Bezahl-Button“ bei Online-Buchungen

Von Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Bremen

Der EuGH hat in einer neuen Entscheidung vom 7.4.2022 geurteilt, dass bei einem auf elektronischem Wege
geschlossenen Vertrag ein wirksamer Vertragsschluss nur dann wirksam zustande kommt, wenn der Verbraucher
allein anhand der Worte auf der Schaltfläche für die Bestellung eindeutig verstehen kann, dass er eine Zahlungs-
verpflichtung eingeht, sobald er diese Schaltfläche aktiviert. Dieses Urteil ist eine weitere Entscheidung zu der
wichtigen EU-Richtlinie 2011/83 über Verbraucherrecht, wonach der Unternehmer, wenn ein Fernabsatzvertrag

auf elektronischem Wege durch einen Bestellvorgang geschlossen wird und mit einer Zahlungsverpflichtung des Verbrauchers ver-
bunden ist, dem Kunden unmittelbar vor der Bestellung die wesentlichen Informationen zum Vertrag zur Verfügung stellen muss.

Sachverhalt

Fuhrmann-2 ist eine Gesellschaft deut-
schen Rechts, die Eigentümerin des
Hotels Goldener Anker in Krumm-
hörn-Greetsiel ist. Die Zimmer dieses
Hotels können u.a. über die Website
www.booking.com gemietet werden,
eine Plattform, auf der im Internet Unter-
künfte reserviert werden können.

Am 19.7.2018 rief der Verbraucher B.
diese Website auf, um nach Hotel-
zimmern in Krummhörn-Greetsiel für
den Zeitraum vom 28.5.2019 bis zum
2.6.2019 zu suchen. Unter den angezeig-
ten Suchergebnissen befanden sich die
Zimmer im Hotel Goldener Anker.
B. klickte sodann das entsprechende
Bild dieses Hotels an, worauf ihm die
verfügbaren Zimmer sowie weitere In-
formationen u.a. zu der Ausstattung und
den Preisen dieses Hotels für den ge-
wählten Zeitraum angezeigt wurden.
B. beschloss, dort vier Doppelzimmer
zu reservieren, und klickte auf die
Schaltfläche „Ich reserviere“.

Anschließend gab er seine persönlichen
Daten sowie die Namen seiner Mitrei-
senden ein und klickte auf eine Schaltflä-
che mit den Worten „Buchung abschlie-
ßen“. B. erschien am 28.5.2019 nicht im
Hotel Goldener Anker.

Fuhrmann-2 stellte B. gemäß ihren AGB
Stornierungskosten in Höhe von 2240 €
in Rechnung und setzte ihm eine Frist
von fünf Werktagen, um diesen Betrag
zu begleichen. B. zahlte den geforderten
Betrag nicht. Fuhrmann-2 rief das Amts-
gericht Bottrop (Deutschland) an, um
diesen Betrag beizutreiben.

Dieses Gericht möchte vom Gerichtshof
wissen, ob es für die Feststellung, ob im
Rahmen eines Bestellvorgangs zum Ab-
schluss eines Fernabsatzvertrags auf elek-

tronischem Wege eine auf der Schaltflä-
che für die Bestellung oder auf einer ähn-
lichen Funktion verwendete Formulie-
rung wie „Buchung abschließen“ den
Worten „zahlungspflichtig bestellen“ ent-
spricht, ausschließlich auf die Worte auf
dieser Schaltfläche ankommt oder ob
auch die Begleitumstände des Bestellvor-
gangs zu berücksichtigen sind.

Entscheidung

In seinem Urteil vom 7.4.2022 weist der
Gerichtshof darauf hin, dass gemäß der
Richtlinie 2011/83 der Unternehmer,
wenn ein Fernabsatzvertrag auf elektro-
nischem Wege durch einen Bestellvor-
gang geschlossen wird und mit einer
Zahlungsverpflichtung des Verbrauchers
verbunden ist, diesem

• zum einen unmittelbar vor der Be-
stellung die wesentlichen Informatio-
nen zum Vertrag zur Verfügung stel-
len und ihn

• zum anderen ausdrücklich darüber in-
formieren muss, dass er durch die Be-
stellung eine Zahlungsverpflichtung
eingeht. Zu letzterer Verpflichtung er-
gibt sich aus dem Wortlaut der Richt-
linie 2011/83, dass die Schaltfläche
für die Bestellung oder die ähnliche
Funktion mit einer gut lesbaren und
eindeutigen Angabe zu kennzeich-
nen ist, die den Verbraucher darauf
hinweist, dass die Bestellung mit
einer Zahlungsverpflichtung gegen-
über dem Unternehmer verbunden ist.

Zwar wird in der Richtlinie die Formu-
lierung „zahlungspflichtig bestellen“ an-
geführt, aus ihrem Wortlaut geht aber
auch hervor, dass es sich bei dieser For-
mulierung um ein Beispiel handelt und
die Mitgliedstaaten ermächtigt sind, dem
Unternehmer die Verwendung jeder an-

deren entsprechenden Formulierung zu
gestatten, sofern diese im Hinblick auf
die Begründung dieser Verpflichtung
eindeutig ist.

In einem Fall wie dem vorliegenden, in
dem eine nationale Regelung zur Umset-
zung der Richtlinie 2011/83 wie diese
selbst keine konkreten Beispiele entspre-
chender Formulierungen enthält, steht es
den Unternehmern daher frei, jede An-
gabe ihrer Wahl zu verwenden, sofern
aus dieser eindeutig hervorgeht, dass
der Verbraucher eine Zahlungsver-
pflichtung eingeht, sobald er die Schalt-
fläche für die Bestellung oder die ähn-
liche Funktion aktiviert.

Der Gerichtshof ergänzt, dass aus dem
Wortlaut der Richtlinie 2011/83 ebenso
klar hervorgeht, dass es die Schaltfläche
oder die ähnliche Funktion ist, die mit
dieser Formulierung gekennzeichnet
sein muss, so dass allein die Worte auf
dieser Schaltfläche oder dieser ähnlichen
Funktion bei der Prüfung zu berücksich-
tigen sind, ob der Unternehmer seiner
Verpflichtung nachgekommen ist, dafür
zu sorgen, dass der Verbraucher bei der
Bestellung ausdrücklich bestätigt, dass
die Bestellung mit einer Zahlungsver-
pflichtung verbunden ist.

Unter diesen Umständen muss das vor-
legende deutsche Gericht nun prüfen, ob
der Begriff „Buchung“ in der deutschen
Sprache sowohl im allgemeinen Sprach-
gebrauch als auch in der Vorstellung des
normal informierten, angemessen auf-
merksamen und verständigen Durch-
schnittsverbrauchers zwangsläufig und
systematisch mit der Begründung einer
Zahlungsverpflichtung in Verbindung ge-
bracht wird. Sollte das Gericht zu der
Auffassung kommen, dass das nicht so
ist, will der Ausdruck „Buchung abschlie-
ßen“ mehrdeutig sei, dann könne die For-
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